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(Nr. 8779.) Geſetz über gemeinſchaftliche Holzungen. Vom 14. März 1881. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, für 
den ganzen Umfang derſelben, was folgt: 


§. 1. 

Dieſes Geſetz findet Anwendung: 

I) auf Holzungen und die damit im örtlichen Zuſammenhange ftehenden 
Waldblößen, an welchen bei dem Inkrafttreten deſſelben das Eigenthum 
mehreren Perſonen gemeinſchaftlich zuſteht, ſofern nicht nachgewieſen 
wird „ daß die Gemeinſchaft durch ein beſonderes privatrechtliches Ver⸗ 
hältniß entſtanden iſt, insbeſondere auf die Holzungen der Realgemeinden, 
Nutzungsgemeinden „Markgenoſſenſchaften, Gehöferſchaften, Erbgenoſſen⸗ 
ſchaften und gleichartiger Genoſſenſchaften; 

2) auf Holzungen, welche Mitgliedern einer ſolchen Genoſſenſchaft, oder 
welche einer Klaſſe von Mitgliedern oder von Einwohnern einer Ge⸗ 
meinde durch eine Gemeinheitstheilung oder Forſtſervitutenablöſung als 
Geſammtabfindung überwieſen werden oder bereits früher überwieſen 
worden und bis zum Inkrafttreten dieſes Geſetzes gemeinſchaftliches 
Eigenthum geblieben ſind. 

Abfindungen, welche den vorſtehend bezeichneten Berechtigten bei einer Ge⸗ 
meinheitstheilung oder Forſtſervitutenablöſung als Holzung zu gewähren find, 
dürfen nur als Geſammtabfindung überwieſen werden. 
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Ausgegeben zu Berlin den 7. April 1881. 
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$. 2. 

Dieſe Holzungen unterliegen, inſoweit fie ſich nach ihrer Beſchaffenheit und 
ihrem Umfange zu einer forſtmäßigen Bewirthſchaftung eignen, hinſichtlich des 
Forſtbetriebs und der Benutzung der Aufſicht des Staates nach Maßgabe der 
geſetzlichen Beſtimmungen, welche in den einzelnen Landestheilen für die Holzungen 
der Gemeinden gelten. 

3 


Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, die Koſten, welche durch die Ausführung 
der von ihr innerhalb ihrer Zuſtändigkeit getroffenen Anordnungen entſtehen, auf 
die Miteigenthümer nach dem Verhältniſſe ihrer Eigenthumsantheile zu vertheilen 
und, vorbehaltlich des den Miteigenthümern über eine andere Art der Vertheilung 
zuſtehenden Rechtsweges, im Verwaltungszwangsverfahren einzuziehen. 

Die aus der ſtaatlichen Oberaufſicht erwachſenden Koſten fallen der Staats⸗ 
kaſſe zur Laſt. 

$. 4. 


Beläuft ſich die Zahl der Miteigenthümer einer Holzung auf mehr als 
fünf, fo find dieſelben auf Verlangen der Auſſichtsbehörde verpflichtet, Bevoll— 
mächtigte zu beſtellen, welche fie in allen die Gemeinſchaft betreffenden Angelegen- 
heiten der Aufſichtsbehörde gegenüber zu vertreten und welche die von dieſer inner- 
halb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen Verfügungen auszuführen haben. Die Zahl 
der Bevollmächtigten darf drei nicht überſchreiten. 

Auf Antrag der Aufſichtsbehörde oder eines Miteigenthümers iſt die Art 
der Beſtellung der Bevollmächtigten, ſowie das Verhältniß derſelben unter einander 
und zu den Miteigenthümern durch ein Statut zu regeln. 

Das Statut bedarf der Zuſtimmung der Mehrheit der Miteigenthümer, 
nach dem Verhältniſſe der Antheile berechnet, und der Beſtätigung durch das 
Waldſchutzgericht. Auf die Feſtſtellung des Statuts finden bezüglich der Bildung 
und der örtlichen Zuſtändigkeit der Waldſchutzgerichte, des Verfahrens bei den— 
ſelben, der Berufung und des Verfahrens in den Berufungsinſtanzen die $$. 31 
und folgende des Geſetzes, betreffend Schutzwaldungen und Waldgenoſſenſchaften, 
vom 6. Juli 1875 (Geſetz-Samml. S. 416) entſprechende Anwendung. 

Wenn die Beſtellung von Bevollmächtigten nicht erfolgt, jo liegt die Ver- 
tretung der Miteigenthümer gegenüber der Aufſichtsbehörde dem Gemeindevorſteher 
derjenigen Gemeinde ob, zu deren Bezirke die Holzung beziehungsweiſe der größere 
Theil derſelben gehört. Der Gemeindevorſteher kann von den Miteigenthümern 
den Erſatz ſeiner baaren Auslagen und eine mit ſeiner Mühewaltung in billigem 
Verhältniſſe ſtehende Entſchädigung beanſpruchen. Die Beſchlußfaſſung hierüber 
ſteht der Aufſichtsbehörde zu. . 

F. 5. 

Die nach Antheilen zu berechnende Mehrheit der Eigenthümer iſt berechtigt, 
die Verwaltung und Bewirthſchaftung der Holzung ($. 1) durch ein in Gemäßheit 
des H. 4 feſtzuſtellendes und zu beſtätigendes Statut zu regeln. 
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F. 6. 
Holzungen der im F. 1 bezeichneten Art dürfen der Regel nach nicht in 
Natur getheilt werden. Eine ſolche Theilung iſt nur inſoweit zu geſtatten, als 
1) die Holzung zu einer forſtmäßigen Bewirthſchaftung nicht geeignet iſt, 
oder 


2) der Grund und Boden zu anderen als forſtlichen Zwecken dauernd mit 
erheblich größerem Vortheile benutzt werden kann, 
und landes⸗ oder forſtpolizeiliche Intereſſen nicht entgegenſtehen. 
Beh 8 5 die Statthaftigkeit der Theilung entſcheidet die Auseinanderſetzungs— 
ehörde. 

In den Landestheilen des linken Rheinufers iſt zur Theilung, wenn ſie 
nicht in dem durch das Geſetz vom 19. Mai 1851 (Geſetz-Samml. S. 383) ge 
ordneten Verfahren erfolgt, die Genehmigung der Auffichtsbehörde erforderlich. 

Bezüglich der Theilbarkeit der halben Gebrauchswaldungen im vormaligen 
Kurfürſtenthum Heſſen verbleibt es bei den bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen. 


F. 7. 


Die Beſtimmungen des F. 6 finden auch auf bereits eingeleitete Theilungen 
Anwendung, wenn zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes der Theilungsplan 
noch nicht endgültig feſtgeſtellt iſt. 

Wird das Theilungsverfahren in Folge dieſes Geſetzes eingeſtellt, ſo fallen 
die entſtandenen Regulirungskoſten der Staatskaſſe zur Laſt. Daſſelbe tritt ein 
für die in Folge des Artikels 3 des Geſetzes vom 25. Juli 1876 (Geſetz-Samml. 
S. 366 ff.) eingeftellten Theilungsverfahren. 


$.8. 


Zur Bildung und Veräußerung von Theilſtücken einer Holzung (F. 1) iſt die 
Genehmigung der Aufſichtsbehörde erforderlich. Die Genehmigung muß ertheilt 
werden, wenn die Bedingungen des $. 6 vorliegen, oder das Theilſtück als Hol⸗ 
zung erhalten und auf Verlangen der Behörde ihrer Aufſicht nach Maßgabe dieſes 
Geſetzes unterſtellt bleibt. 

Die Genehmigung iſt nicht erforderlich, wenn die Veräußerung für Zwecke 
erfolgt, wegen welcher das Enteignungsverfahren zuläſſig iſt. 


$. 9. 


Miteigenthümer, Nutzungs-, Gebrauchs- und Servitutberechtigte, ſowie 
Pächter oder Käufer ſind, wenn ſie ohne die geſetzlich erforderliche Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde Holz einſchlagen oder einſchlagen laſſen, mit einer Geldſtrafe 
zu beſtrafen, welche dem doppelten Werthbetrage des 1 Holzes gleichkommt. 

(Nr. 8779.) 3 
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Wenn ſie ſonſtige Nutzungen ausüben, welche die Aufſichtsbehörde innerhalb 
ihrer Zuſtändigkeit verboten hat, ſo ſind ſie mit einer Geldſtrafe bis zu Einhundert 
Mark zu beſtrafen. 

$. 10. 

Inſoweit in einzelnen Landestheilen der Forſtbetrieb in den oben bezeichneten 
Holzungen von den Staatsforſtbehörden oder Beamten geführt wird, verbleibt es 
bei den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen. 

In Kraft bleiben ferner: 

1) das Forſtgeſetz für das ehemalige Amt Olpe im Kreiſe Olpe vom 

6. Januar 1810; 

2) die in dem $. 5 der Verordnung vom 9. November 1816 (Sammlung 
der Edikte und Verordnungen für das Herzogthum Naſſau, Band 2 
S. 166) aufrecht erhaltenen Vorſchriften über die Hauberge im vor- 
maligen Herzogthum Naſſau, insbeſondere die Haubergordnung für 
das frühere Fürſtenthum Siegen vom 5. September 1805; 

3) die Polizeiordnung über die Bewirthſchaftung der Hauberge in den 
Aemtern Freusburg und Friedewald, Kreiſes Altenkirchen, vom 21. No— 
vember 1836 (Amtsblatt der Regierung zu Coblenz für 1837 S. 59 
und Geſetz-Samml. für 1851 S. 382); 

4) das Waldkulturgeſetz für den Kreis Wittgenſtein vom 1. Juni 1854 
(Geſetz-Samml. S. 329); 

5) die Haubergordnung für den Kreis Siegen vom 17. März 1879 
(Geſetz-Samml. S. 228). 

Im Uebrigen werden alle Vorſchriften, welche dem gegenwärtigen Geſetze 
entgegenſtehen oder ſich mit demſelben nicht vereinigen laſſen, insbeſondere auch 
der $. 47 des Geſetzes vom 6. Juli 1875 (Geſetz-Samml. S. 416) und Artikel 3 
und 6 des Geſetzes vom 25. Juli 1876 (GeſetzSamml. S. 366), aufgehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 14. März 1881. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Maybach. Bitter. v. Puttkamer— 
Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 


Wir Wilhelm „von Gottes Gnaden König von Preußen a. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: N 


. 1. hf; an Tre, 


3 
Der Pfandleiher (SS. 34, 38 der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 
— Bundes⸗Geſetzbl. S. 245 — in der durch das Geſetz vom 23. Juli 1879 4. 
— Reichs-⸗Geſetzbl. S. 267 — beſtimmten Faſſung) darf ſich an Zinſen nicht 
mehr ausbedingen oder zahlen laſſen als: 
a) zwei Pfennig für jeden Monat und jede Mark von Darlehnsbeträgen 
bis zu Dreißig Mark, 
b) einen Pfennig für jeden Monat und jede den Betrag von Dreißig 
Mark überſteigende Mark. 
Der Pfandleiher kann zugleich ausbedingen, daß an Zinſen mindeſtens der 
Betrag für zwei Monate gezahlt werden müſſe. 


. 2. 


Bei der Berechnung der Zinſen kommen folgende Vorſchriften zur An⸗ 
wendung: 


1) der Tag der Hingabe des Darlehns wird nicht mitgerechnet; 

2) die Monate werden von dem auf den Darlehnstag (zu 1) folgenden 
Tage bis zu dem ziffermäßig dem Darlehnstage entſprechenden Tage 
des letzten Darlehnsmonats, bei dem Fehlen dieſes Tages bis zum 
letzten Tage des letzten Monats berechnet; 


3) jeder auch nur angefangene Mongt wird als ein voller Monat berechnet; 


4) läuft der Geſammtbetrag der Zinſen in einen Bruchpfennig aus, fo 
wird dieſer auf einen vollen Pfennig abgerundet. 


F. 3. 


Das Ausbedingen oder Annehmen jeder weiteren Vergütung für das Dar⸗ 
lehn oder für die Aufbewahrung und Erhaltung des Pfandes, ſowie das Vor⸗ 
ausnehmen der Zinſen iſt verboten. 

Was von dem Schuldner oder für ihn über das erlaubte Maß geleiſtet 
iſt, muß von dem Pfandleiher zurückgewährt und vom Tage des Empfangs ab 
verzinſt werden. 

Das Recht der Rückforderung verjährt in fünf Jahren ſeit dem Tage, an 
welchem die Leiſtung erfolgt iſt. 

(Nr. 8780.) 
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$. 4. 

Die Fälligkeit des von einem Pfandleiher gegebenen Darlehns tritt nicht 

vor Ablauf von ſechs Monaten ſeit deſſen Hingabe ein. Entgegenſtehende Ver⸗ 
abredungen ſind nichtig. 5 
5. 0. 

Der Pfandleiher erwirbt ein Pfandrecht an den ihm übergebenen Gegen- 
ſtänden erſt dadurch, daß er das Geſchäft in ein über alle ſolche Geſchäfte nach 
der Zeitfolge derſelben zu führendes Pfandbuch einträgt. 

Die Eintragung muß enthalten: 

1) eine laufende Nummer, 

2) Ort und Tag des Geſchäfts, 

3) Vor- und Zunamen des Verpfänders, 

4) den Betrag des Darlehns, 

5) den Betrag der monatlichen Zinſen, 

6) die Bezeichnung des Pfandes, 

7) die Zeit der Fälligkeit des Darlehns. 


F. 6. 

Der Pfandleiher iſt verpflichtet, dem Verpfänder einen Pfandſchein zu 
geben, welcher eine wörtliche Abſchrift der auf das Geſchäft bezüglichen Eintragung 
im Pfandbuch enthält und mit der Namensunterſchrift des Pfandleihers verſehen iſt. 

Weicht der Inhalt des Pfandſcheins von dem Inhalte des Pfandbuchs ab, 
ſo gilt die dem Pfandleiher nachtheiligere Feſtſtellung. 


$. 7. 
Der Verpfänder iſt berechtigt, das Pfand jederzeit bis zum Abſchluſſe des 
Verkaufs einzulöſen. 
Die Zinſen ſind nur bis zur Einlöſung zu berechnen. 
Entgegenſtehende Verabredungen ſind nichtig. 


$. 8. 

Bis zum Ablaufe von drei Wochen nach der Fälligkeit des Darlehns er⸗ 
folgt die Einlöſung des Pfandes nur gegen Rückgabe des Pfandſcheins. 

Sind ſeit der Fälligkeit des Darlehns drei Wochen verfloſſen, ſo kann der 
Verpfänder das bis dahin nicht eingelöfte Pfand auch ohne Vorlegung des Pfand- 
ſcheins einlöſen. f 

6-9: 


Der Pfandleiher ift berechtigt, das Pfand zum Zwecke der Befriedigung 
wegen ſeiner Forderung an Kapital und Zinſen nach eingetretener Fälligkeit des 
Darlehns zu verkaufen. 
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Die Erlangung eines vollſtreckbaren Schuldtitels oder die gerichtliche Er- 
mächtigung zum Verkauf iſt nicht erforderlich. 


$. 10. 


Der Verkauf iſt in öffentlicher Verſteigerung durch einen Gerichtsvollzieher 
oder eine zu ſolchen Verſteigerungen nach §. 36 der Gewerbeordnung angeſtellte 
Perſon auszuführen. 

Gold- und Silberſachen dürfen nicht unter ihrem Gold- oder Silberwerthe, 
Werthpapiere, welche einen Börſen- oder Marktpreis haben, nicht unter dem 
Tageskurſe zugeſchlagen werden. Wird ein hiernach zuläſſiges Gebot nicht ab⸗ 
gegeben, ſo können die Pfänder durch den Verſteigerer aus freier Hand zu einem 
dem zuläſſigen Gebote entſprechenden Preiſe verkauft werden. 

Der Pfandleiher kann ſelbſt bieten und kaufen. 


F. 11. 


Die Verſteigerung muß in der Gemeinde, in welcher das Pfandleihgewerbe 
zur Zeit des Geſchäftsabſchluſſes betrieben worden iſt, erfolgen. Sie darf nicht 
früher als vier Wochen nach eingetretener Fälligkeit des Darlehns ausgeführt 
werden. 

F. 12. 


| Ort und Zeit der Verfteigerung find unter allgemeiner Bezeichnung der zu 
verfteigernden Sachen in einem von der Ortspolizeibehörde für ſolche Bekannt⸗ 
machungen zu beſtimmenden Blatte bekannt zu machen. 

In der Bekanntmachung iſt zugleich der Name des Pfandleihers und die 
laufende Nummer des Pfandbuchs anzugeben. 

Die Bekanntmachung muß wenigſtens zwei Wochen und höchſtens vier 
Wochen vor dem Tage der Verſteigerung und darf früheſtens am Tage nach der 
eingetretenen Fälligkeit des Darlehns erfolgen. 


F. 13. 

Sind mehrere Gegenſtände durch daſſelbe Geſchäft zum Pfande beſtellt, fo 
iſt der Verpfänder berechtigt, die Reihenfolge zu beſtimmen, in welcher dieſelben 
zum Verkaufe auszuſtellen ſind. 

Der Verkauf iſt einzustellen, ſobald ein Betrag erlöſt iſt, welcher hinreicht, 
die Forderung des Pfandleihers an Kapital, Zinſen und Koſten zu decken. 


$. 14. 

Das Pfand haftet auch für die Koſten des Verkaufs. 

Von den gemeinſchaftlichen Koſten mehrerer Verkäufe find diejenigen der 
Bekanntmachung nach der Zahl der Pfandnummern, die der Verſteigerung nach 
Verhältniß des Erlöſes zu vertheilen. 1 4 
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. 15. 


Der Pfandleiher hat unverzüglich nach erfolgtem Verkaufe des Pfandes 
den für den Verpfänder nach Abzug der Pfandſchuld und der Koſten des Pfand⸗ 
verkaufs etwa verbleibenden Ueberſchuß des Erlöſes an den Verpfänder zu zahlen 
oder für denſelben nach Ablauf einer vierzehntägigen Friſt die nicht abgehobenen 
Beträge bei der Ortsarmenkaſſe, unter Beifügung eines betreffenden Auszuges aus 
dem Pfandbuche, zu hinterlegen. Diejenigen Geldbeträge, welche nicht binnen 
Jahresfriſt von den Berechtigten in Anſpruch genommen ſind „gehen in das Eigen⸗ 
thum der Ortsarmenkaſſe über. Auf die gemäß $. 13 Abſatz 2 freigewordenen 
Pfänder finden vorſtehende Beſtimmungen gleiche Anwendung. 

Auf dieſe Hinterlegung iſt in der Bekanntmachung der Verſteigerung hin⸗ 
zuweiſen. Iſt dies unterblieben, ſo hat der Pfandleiher die erfolgte Hinterlegung 
in dem nach F. 12 beſtimmten Blatte auf feine Koſten bekannt zu machen. 


$. 16. 


Sind bei dem Verkaufe des Pfandes die Vorſchriften der $$. 9, 10, 11, 12 
nicht befolgt worden, ſo hat der Pfandleiher die Koſten des Verkaufs ſelbſt zu 
tragen und dem Verpfänder den durch den Verkauf verurſachten Schaden zu er⸗ 
ſetzenn, insbeſondere denjenigen Betrag mit Zinſen zu fünf vom Hundert vom Ver⸗ 
kaufstage ab zu zahlen, um welchen der Verkaufspreis des Pfandes hinter deſſen 
Werth zurückgeblieben iſt. Entgegenſtehende Verabredungen ſind nichtig. 

Ser Anſpruch des Verpfänders verjährt in fünf Jahren. Der Lauf der 
Verjährung beginnt vier Wochen nach eingetretener Fälligkeit des Darlehns, oder, 
wenn der Verkauf des Pfandes ſpäter ſtattgefunden hat, mit dem Tage des 
Verkaufs. 

§. 17. 

Der Inhaber des Pfandſcheins iſt dritten Perſonen, insbeſondere dem 
Pfandleiher gegenüber, zur Ausübung der Rechte des Verpfänders berechtigt, ohne 
die Uebertragung dieſer Rechte nachweiſen zu müſſen. 


$. 18. 
Auf Pfandgeſchäfte, welche vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes abgeſchloſſen 
ſind, finden die Beſtimmungen deſſelben nicht Anwendung. 
§. 19. 
Die Beſtimmungen über den Betrieb des Pfandleihgewerbes Seitens ſtaat⸗ 
licher Anſtalten werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 
$. 20. be 
Die Errichtung von Pfandleihanſtalten Seitens der Gemeinden oder wei- 


teren kommunalen Verbände bedarf der Genehmigung. Die Reglements dieſer 
Anſtalten bedürfen der Beſtätigung. 
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Ueber die Genehmigung beziehungsweiſe Beſtätigung beſchließt der Re⸗ 
gierungspräſident, in Berlin, und fo weit es ſich um Pfandleihanſtalten der Pro⸗ 
vinzialverbände handelt, der Oberpräſident. Im Geltungsbereiche des Organiſa⸗ 
tionsgeſetzes vom 26. Juli 1880 (GeſetzSamml. S. 291) darf die Genehmigung 
des Regierungs- beziehungsweiſe Oberpräſidenten nur mit Zuſtimmung des Bezirks⸗ 
beziehungsweiſe Provinzialraths verſagt werden. 

Die betheiligten Gemeinden beziehungsweiſe weiteren kommunalen Verbände 
haften für alle Verbindlichkeiten der von ihnen errichteten Anſtalten. Die bei der 
Verwaltung der letzteren ſich ergebenden Ueberſchüſſe find zu Zwecken der Armen⸗ 
pflege zu verwenden. 8. 21 


Die $$. 1 bis 18 des gegenwärtigen Geſetzes gelten auch für die von 
Gemeinden oder von weiteren kommunalen Verbänden zu errichtenden Anſtalten. 


Dieſelben ſind berechtigt, die Verſteigerung der Pfänder durch einen ihrer 


vereidigten Beamten bewirken zu laſſen. 


$. 22. 

Auf die bereits beſtehenden Pfandleihanſtalten der Gemeinden oder der 
weiteren kommunalen Verbände finden die Vorſchriften der $$. 1 bis 18 und 
des F. 21 Abſatz 2 vorläufig nicht Anwendung. 

Der Miniſter des Innern wird jedoch ermächtigt, die Anwendung der 
FF. 1 bis 18 und des F. 21 Abſatz 2 auf die bezüglichen Anſtalten anzuordnen 
und zugleich die beſtehenden Ordnungen, Reglements und Statuten derſelben zu 
ändern. 

F. 23. 


Alle bisherigen, den Gegenſtand dieſes Geſetzes betreffenden geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften, insbeſondere das Pfand- und Leihreglement vom 13. März 1787, die 
Deklaration deſſelben vom 4. April 1803, die Allerhöchſte Kabinetsorder vom 
28. Juni 1826 und die Hannoverſche Miniſterialbekanntmachung vom 15. Oktober 
1847, ſind aufgehoben. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 17. März 1881. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Maybach. Bitter. 
v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 
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(Nr. 8781.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für die 
Bezirke der Amtsgerichte Garding, Heiligenhafen und Segeberg, ſowie für 
einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Itzehoe, Flensburg und Kappeln. 
Vom 23. März 1881. 


Alf Grund des F. 14 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provinz 
Schleswig⸗Holſtein (Geſetz-Samml. 1873 S. 241, 1879 S. 12) beſtimmt der 
Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in 
das Grundbuch im F. 12 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs 
Monaten d 
für den Bezirk des Amtsgerichts Garding, 
für den Bezirk des Amtsgerichts Heiligenhafen, 
für den Bezirk des Amtsgerichts Segeberg, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Itzehoe gehörigen Gemeindebezirke 
Chriſtinenthal, Drage, Edendorf, Eversdorf, Hadenfeld, Hohenaspe, 
Huje, Kaisborſtel, Looft, Oldendorf, Ottenbüttel, Peißen, Pöſchendorf, 
Reher, Ridders und für den zum Bezirk deſſelben Amtsgerichts ge- 
hörigen forſtfiskaliſchen Gutsbezirk Drage, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Flensburg gehörigen Gemeindebezirke 
Bredegatt, Gintoft, Norgaardholz, Oeſtergaard, Steinberg und den 
zum Bezirk deſſelben Amtsgerichts gehörigen Gutsbezirk Oeſtergaard, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Kappeln gehörigen Gemeindebezirke 
Ekenis, Faulück, Grödersby und Rabenkirchen 
am 1. Mai 1881 beginnen ſoll. 


Berlin, den 23. März 1881. 


Der Juſtizminiſter. 
Friedberg. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) das Allerhöchſte Privilegium vom 2. Dezember 1880 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine des Provinzialverbandes der Pro— 
vinz Oſtpreußen bis zum Betrage von 3000 000 Mark durch Extrabeilagen 
der Amtsblätter 


der Königl. Regierung zu Königsberg, Jahrgang 1881 Nr. 7, aus⸗ 
gegeben den 17. Februar 1881, 


der Königl. Regierung zu Gumbinnen, Jahrgang 1881 Nr. 9, aus— 
gegeben den 2. März 1881; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 12. Januar 1881, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Angerburg behufs Erwerbung der 
zu den von dem genannten Kreiſe beſchloſſenen Chauſſeebauten erforder- 
lichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Gum⸗ 
binnen Nr. 11 S. 59, ausgegeben den 16. März 1881; 


das Allerhöchſte Privilegium vom 12. Januar 1881 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreisanleiheſcheine des Kreiſes Angerburg im 
Betrage von 200 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Gumbinnen Nr. 11 S. 59 bis 61, ausgegeben den 16. März 1881; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 26. Januar 1881, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den kommunalſtändiſchen Verband des Regierungs⸗ 
bezirks Wiesbaden bezüglich der zum Bau einer Bezirksſtraße von dem 
Bahnhofe Niederbrechen der Heſſiſchen Ludwigsbahn an Werſchau vorbei 
über Dauborn nach der Wiesbaden-Limburger Bezirksſtraße bei Kirberg 
erforderlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Wiesbaden Nr. 10 S. 61, ausgegeben den 10. März 1881, 


der Allerhöchſte Erlaß vom 2. Februar 1881, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Kreis Belgard bezüglich der zum Bau einer 
Chauſſee vom Dorfe Großtychow über Bahnhof Großtychow bis zur 
Polzin⸗Neuſtettiner Chauſſee bei Jagertow erforderlichen Grundſtücke, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Cöslin Nr. 9 S. 39, aus 
gegeben den 3. März 1881; 
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Balga im Kreiſe Heiligenbeil durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Königsberg Nr. 10 S. 49, ausgegeben den 10. März 1881, 
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der unterm 2. Februar 1881 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zum Statut 
für den Verband zur Melioration der Grundſtücke am friſchen Haff bei 
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7) der Allerhöchſte Erlaß vom 7. Februar 1881, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Wegeverband des Amtes Jork im Landdroſtei⸗ 
bezirk Stade bezüglich der zur Verbreiterung der Neukloſter-Borſteler 
Landſtraße im Gemeindebezirk Borſtel erforderlichen Grundſtücke „durch 
das Amtsblatt für Hannover Nr. 11 S. 103, ausgegeben den 18. März 1881; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 7. Februar 1881, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Kreis Uſedom-Wollin bezüglich der zum Bau 
von Chauſſeen von Wollin nach Kolzow und von Heringsdorf bis zum 
Forſtrevier Pudagla erforderlichen Grundſtücke, ſowie des Rechts zur Er⸗ 
hebung des tarifmäßigen Chauſſeegeldes auf dieſen Straßen, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 12 S. 61, ausgegeben 
den 25. März 1881; 


das Allerhöchſte Privilegium vom 7. Februar 1881 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreisanleiheſcheine des Kreiſes Uſedom-Wollin 
im Betrage von 225 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regie: 
rung zu Stettin Nr. 12 S. 61 bis 63, ausgegeben den 25. März 1881; 


das Allerhöchſte Privilegium vom 14. Februar 1881 wegen Ausgabe auf 
den Inhaber lautender Stadtanleiheſcheine der Stadt Bielefeld im Betrage 
von 1250000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Minden Nr. 12 S. 51 bis 53, ausgegeben den 19. März 1881. 


8 


— 


9 


— 


10 


— 


Redigirt im Bureau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


